


Wir erkennen ausdrücklich an, dass der Schutz der Verbraucher vor irreführenden Umweltaussagen – 

etwa in Form von Greenwashing – von großer Bedeutung ist. Gleichzeitig zeigen aktuelle Urteile, dass 

bestehende Rechtsgrundlagen wie die Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken (UCPD) hierfür 

bereits ausreichend sind. So entschied das Landgericht Nürnberg-Fürth im März 2025, dass die 

Aussage „Wir werden bis 2050 klimaneutral sein“ mangels konkreter Pläne irreführend und damit 

rechtswidrig sei. Im Februar 2025 bestätigte zudem der Bundesgerichtshof ein Urteil gegen ein 

Unternehmen wegen unbelegter Umweltversprechen auf seiner belgischen Website. Beide Urteile 

betonen die Pflicht zu Transparenz und Nachweisbarkeit. Diese Entscheidungen belegen, dass die 

UCPD ein wirksames Instrument gegen Greenwashing darstellt. Vor diesem Hintergrund erweisen sich 

zusätzliche Regelungen wie die Green-Claims-Richtlinie nicht nur als überflüssig, sondern als 

hinderlich und schädlich für Rechtssicherheit, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit. 

Die verpflichtende externe Vorabprüfung aller umweltbezogenen Aussagen stellt einen erheblichen 

Eingriff in die unternehmerische Kommunikationsfreiheit dar – mit potenziellen Konflikten zu Artikel 5 

GG, Artikel 11 der EU-Grundrechtecharta sowie Artikel 10 EMRK. Sie verhindert, dass nachhaltige 

Leistungen kommuniziert werden können, bevor sie geprüft und genehmigt wurden – das hemmt 

Transparenz und Innovation gleichermaßen. 

Zudem bleibt trotz aller Prüfaufwände die Rechtsunsicherheit bestehen: Ein Konformitätszertifikat 

schützt Unternehmen nicht vor Abmahnungen oder abweichenden Einschätzungen durch Behörden. 

Das schafft neue Unsicherheiten und erhöht das Risiko einer Fragmentierung des Binnenmarkts. 

Wir fordern daher dringend, dass Sie sich dafür einsetzen, den derzeit laufenden Trilog auszusetzen. 

Gerne stehen wir für ein persönliches Gespräch zur Verfügung, um unsere Position im Detail zu 

erläutern. 

Mit freundlichen Grüßen 
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